
Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Änderung der Richtlinie zur 
datengestützten einrichtungsübergreifenden 
Qualitätssicherung (DeQS-RL):  
Regelungen zu Datenannahmestellen und 
Rückmeldeberichten 

Vom 16. Mai 2019 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 16. Mai 2019 
beschlossen, die Richtlinie nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 13 i. V. m. § 136 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) über Maßnahmen der 
datengestützten einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung (Richtlinie zur 
datengestützten einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung - DeQS-RL) in der Fassung 
vom 19. Juli 2018 (BAnz AT 18.12.2018 B3), zuletzt geändert am TT.MM.JJJJ 
(BAnz AT  TT.MM.JJJJ V), wie folgt zu ändern: 
I. Teil 1 der Richtlinie wird wie folgt geändert:

1. § 9 wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird Satz 11 aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Datenannahmestellen haben insbesondere folgende Aufgaben:
1. Annahme der von den Leistungserbringerinnen und Leistungserbringern

sowie den Krankenkassen übermittelten Daten
2. Prüfung der übermittelten Daten auf Plausibilität, Vollständigkeit und

Vollzähligkeit
3. Weiterleitung der Daten mit dem Ergebnis der Überprüfung an die

Vertrauensstelle, sofern notwendig
4. Ersetzung der die Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer

identifizierenden Daten durch ein pro Verfahren unterschiedliches
Pseudonym

5. Unterstützung der LAG bzw. der Bundesstelle bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben nach § 6 bzw. § 10

6. Unterstützung und Beratung der jeweiligen Leistungserbringerinnen und
Leistungserbringer im Rahmen der Datenannahme

7. Identifizierung der Leistungserbringerin oder des Leistungserbringers
gemäß § 17 Absatz 7, soweit dies zur Durchführung der Maßnahmen
nach § 17 erforderlich ist

8. Weiterleitung der von der Bundesauswertungsstelle erstellten
Rückmeldeberichte an die Leistungserbringerinnen und
Leistungserbringer gemäß § 18 Absatz 1
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9. Annahme von Aufstellungen zur Zahl der zu dokumentierenden 
Datensätze (Soll) und von Konformitätserklärungen sowie Information der 
Bundesauswertungsstelle über fehlende Konformitätserklärungen gemäß 
§ 15 Absatz 2 und 3 

10. Erteilung von Bescheinigungen an die Leistungserbringerinnen und 
Leistungserbringer über die im abgelaufenen Kalenderjahr vollständig 
dokumentierten Datensätze (Ist) gemäß § 15 Absatz 4 

11. Erstellung und Übermittlung von Berichten, aus der die Zahl der pro 
Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer und Erfassungsjahr zu 
dokumentierenden Datensätze (Soll) hervorgehen, gemäß § 15 Absatz 5 

12. Beteiligung an der Datenvalidierung gemäß § 16 Absatz 2, soweit dies in 
den spezifischen Vorgaben zum Datenvalidierungsverfahren vorgesehen 
ist. 

Die Vorgaben des Datenschutzes insbesondere des § 299 SGB V sind bei 
allen Datenannahmestellen einzuhalten.“ 

2. § 18 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a) In Satz 2 werden nach dem Wort „Berichte“ das Wort „so“ und nach dem Wort 

„weiter“ die Wörter „, dass diese keine Möglichkeit zur Einsichtnahme haben“ 
gestrichen. 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 
„Die Kenntnisnahme des Inhalts der Berichte durch die Datenannahmestellen ist 
nicht zulässig.“ 

3. In § 6 Absatz 3 der Anlage werden nach dem Wort „dass“ die Wörter „die 
Datenannahmestellen und“ gestrichen. 

 
II. Der Beschluss tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft.  
Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter 
www.g-ba.de veröffentlicht. 
 
Berlin, den 16. Mai 2019 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 
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